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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 92/12 B 
 
L 5 KR 217/11 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 7 KR 541/07 (SG Speyer) 
 
 
 
………………………………….., 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und 

Beschwerdeführerin, 
 
Bevollmächtigter: ……………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
AOK Rheinland-Pfalz/Saarland - Die Gesundheitskasse, 
Virchowstraße 30, 67304 Eisenberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. Mai 2013 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie den Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und die  

Richterin   Dr.  R o o s  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der Revi-

sion im Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 5. Juli 2012 Prozesskostenhilfe zu 

gewähren und ihr einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG Rheinland-Pfalz vom 

5. Juli 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Krankenkasse versicherte Klägerin ist mit ihrem Begehren auf Einrichtung 

eines persönlichen Budgets bei der Beklagten und Übernahme von Schreibkosten in den Vor-

instanzen ohne Erfolg geblieben. Das LSG hat unter Bezug auf den Gerichtsbescheid des SG 

zur Begründung ua ausgeführt, die Beklagte habe den Widerspruch der Klägerin gegen das 

Schreiben vom 29.11.2007, mit dem die Beklagte zur Weiterbearbeitung des Antrags weitere 

Angaben angefordert habe, zutreffend als unzulässig verworfen. Dieses Schreiben sei kein Ver-

waltungsakt (Urteil vom 5.7.2012). 

 

Mit ihrer Beschwerde wendet sich die Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-

Urteil und beantragt zugleich Prozesskostenhilfe (PKH) und Beiordnung eines Rechtsanwalts.  

 

 

II 

 

1. Der Antrag der Klägerin auf Bewilligung von PKH und Beiordnung eines Rechtsanwalts ist ab-

zulehnen. Nach § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm §§ 114, 121 ZPO kann nämlich einem bedürftigen 

Beteiligten für das Beschwerdeverfahren vor dem BSG nur dann PKH bewilligt und ein Rechts-

anwalt beigeordnet werden, wenn - ua - die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aus-

sicht auf Erfolg bietet. Daran fehlt es.  

 

Die Klägerin kann aller Voraussicht nach mit ihrem Begehren auf Zulassung der Revision nicht 

durchdringen, weil es keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat. Nach Durchsicht der Akten 

fehlen - auch unter Würdigung des Vorbringens der Klägerin - Anhaltspunkte dafür, dass sie 

einen der in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe darlegen 

könnte. Die Sache bietet weder Hinweise für eine über den Einzelfall der Klägerin hinaus-

gehende grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache noch ist ersichtlich, dass das LSG ent-

scheidungstragend von der Rechtsprechung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abgewichen sein könnte (Zulas-

sungsgründe des § 160 Abs 2 Nr 1 und Nr 2 SGG). 

 

Schließlich fehlt jeglicher Anhalt dafür, dass die Klägerin einen die Revisionszulassung rechtfer-

tigenden Verfahrensfehler des LSG bezeichnen könnte (Zulassungsgrund des § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG). Insbesondere hat das LSG auch über den gestellten Antrag (§ 123 SGG) entschieden.  

 

2. Die von dem - damaligen - Prozessbevollmächtigten der Klägerin eingelegte Beschwerde ist 

unzulässig, da sie nicht von einem gemäß § 73 Abs 4 SGG vor dem BSG zugelassenen Pro-
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zessbevollmächtigten innerhalb der gesetzlichen Frist begründet worden ist (§ 160a Abs 2 S 2 

und 3 SGG). Das somit nicht der gesetzlichen Form entsprechende Rechtsmittel ist gemäß 

§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der 

ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu verwerfen. 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 

 

 

7 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

